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Das Jahr 2020 wird seinen Eintrag im Geschichtsbuch fin-

den. Ausgelöst durch die Corona-Pandemie, erleben wir 

alle als Individuen, als Teil von Unternehmen oder als 

Stiftungsverantwortliche große Herausforderungen unterschied-

lichster Art. Für Stiftungen gilt dies in mannigfaltiger Art und Weise. 

Corona berührt die Einnahmenseite und die Vermögensbewirt-

schaftung des Stiftungsvermögens. Die Pandemie hat Einfluss auf 

die Ausgabenseite und Förderprojekte und die Pandemie betrifft 

Stiftungen in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber für Menschen, die in 

Pandemie-Zeiten ihren arbeitsvertraglichen Aufgaben nachkommen 

möchten. Die Pandemie berührt die Stiftungsgovernance und die 

Zweckerfüllung. 

Stiftungen sind Arbeitgeber und müssen sich mit Fragen wie der 

 Zulassung von Home-Office und der sonstigen Organisation von 

 Arbeit in Pandemie-Zeiten auseinandersetzen. Stiftungen müssen 

sich  fragen, ob ihre Vermögensanlage robust genug für die 

Pandemie -Zeiten ist, damit Förderprogramme und Projekte nicht 

gestrichen werden müssen, und Stiftungen sind im Rahmen der 

Zweckerfüllung gefordert – entweder bei mildtätigen Stiftungen 

oder bei bildungsnahen Stiftungen –, Flagge zu zeigen, um ihren 

 Förderzweck zu  erfüllen, oder zu überlegen, ob das Thema der 

 Pandemie im Bereich Wissenschaft nicht das kurzfristige Umsteuern 

von Fördermitteln erforderlich macht. 

Daneben müssen sich Stiftungen mit dem Korsett des Stiftungs-

rechts und des Stiftungssteuerrechts auseinandersetzen. Die 

Finanz verwaltung hat sehr schnell die pandemiebedingte bedroh-

liche Situation von Stiftungen für ihren gemeinnützigkeitsrecht-

lichen Status erkannt und Erleichterungen zur Erhaltung des steuer-

begünstigten Status vorgesehen. Daneben warten alle im Stif-

tungswesen Tätigen schon mit einer gewissen Anspannung auf den 

Regierungsentwurf zur Reform des Stiftungszivilrechts. Alles gute 

Gründe, warum im Stiftungsbereich Tätige sich mit den verschie-

denen Facetten des Stiftungswesens in diesen besonderen Zeiten 

auseinandersetzen sollten. Möge das Beratermagazin Stiftungen 

Gedankenanregungen in diesen spannenden Zeiten und vielfäl-

tigen Lesestoff bieten. 

Dr. Christian von Oertzen

Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht,

Partner von Flick Gocke Schaumburg

Stiftungen in Corona-Zeiten –  
Neue und existenzielle 
 Herausforderungen
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I. STIFTUNGSGRÜNDUNG – EINBRINGUNG VON IMMOBILIEN 
Das OLG Köln (Urteil vom 5. 8. 2019 – 2 Wx 220/19) hat zu der wich-

tigen und zugleich umstrittenen Frage Stellung genommen, wann 

ein Stiftungsgeschäft der notariellen Beurkundung bedarf. Ein Stif-

ter hatte mit schriftlichem Stiftungsgeschäft die Übertragung von 

Immobilien auf die von ihm gegründete Stiftung vorgesehen. Die 

Stiftungsaufsichtsbehörde erkannte die Stiftung an, doch die 

Grundbuchrechtspflegerin beanstandete den Antrag auf Eigen-

tums umschreibung im Grundbuch. Das Stiftungsgeschäft sei nichtig, 

da die darin übernommene Verpflichtung zur Einbringung von 

Grundeigentum der notariellen Beurkundung nach § 311b BGB 

 bedürfe. Das OLG Köln schloss sich dieser Sichtweise an, was nicht 

überzeugt. Nach richtiger Ansicht erfüllt das Anerkennungsver-

fahren der Stiftungsaufsichtsbehörden die Warn- und Hinweis-

funktion der notariellen Beurkundung (Schlüter/Stolte, Stiftungs-

recht, 3. Aufl. München 2016, Kap. 2 Rn. 33 m. w. N.); zudem ist die 

schuldrechtliche Grundlage einer Auflassung vom Grundbuchamt 

ohnehin nicht zu prüfen (Zimmer, ZfIR 2020, S. 28 f.). 

II. STIFTUNGSSATZUNG – UNKLARE REGELN UNZULÄSSIG!
Die Änderung einer Stiftungssatzung bedarf zur Wirksamkeit zumeist 

der Genehmigung durch die Stiftungsaufsichtsbehörde. Sie müssen 

dazu mit dem Stifterwillen vereinbar und durch eine  wesentliche 

 Veränderung der Verhältnisse begründet sein. Einzelheiten unter-

scheiden sich je nach Bundesland, zudem ist in diesem Bereich vieles 

umstritten. Zu begrüßen ist hier das Urteil des OVG Schleswig (Urteil 

vom 21. 3. 2019 – 3 LB 1/17, bestätigt durch BVerwG Urteil vom 

4. 11. 2019 – 6 B 57.19), wonach eine Satzungsänderung zumindest 

einen widerspruchsfreien Inhalt haben muss. In dem zu entscheiden-

den Fall beschloss die Stiftung, deren Vorstände bis dahin ehren-

amtlich tätig waren, folgende Satzungsänderung: „Die Mitglieder des 

Vorstands verstehen ihr Amt als Ehrenamt. Den Mitgliedern des Vor-

stands kann, soweit der Umfang der Geschäftstätigkeit es erfordert, 

eine angemessene Vergütung gezahlt werden.“ Hintergrund für die 

beabsichtigte Einführung einer Vorstandsvergütung war, dass das 

Stiftungsvermögen aufgrund testamentarischer Zustiftung durch 

den Stifter größer geworden war. Die Stiftungsaufsicht verweigerte 

die Genehmigung der Satzungsänderung, die Stiftung klagte dage-

gen bis zum Bundesverwaltungsgericht – ohne Erfolg. Denn „ehren-

amtlich“ und „Vergütung“ schließen sich gegenseitig aus. Die geän-

derte Satzung wäre in sich widersprüchlich gewesen.

Interessant an dem Urteil ist darüber hinaus, dass das OVG auch Be-

denken hatte, ob die Einführung einer Vergütung hier überhaupt 

genehmigungsfähig wäre. Denn es erscheine fraglich, ob die Vergrö-

ßerung des Stiftungsvermögens eine „wesentliche Änderung der 

Verhältnisse“ darstelle, wo doch der Stifter bei Stiftungsgründung 

Im Stiftungszivilrecht werden vergleichsweise wenige Streitigkeiten durch gerichtliche Urteile beendet.  
Die Auswahl der hier erörterten Rechtsprechung erfolgte daher nicht allein anhand der Aktualität, sondern 
zuvörderst anhand der praktischen Relevanz für Stiftungen und ihre Vorstände. 

Stiftungszivilrecht –  
Aktuelle Rechtsprechung 
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bereits wusste, dass sich das Stiftungsvermögen durch seinen Nach-

lass erheblich vergrößern würde. Allgemein würde dieser Gedanke 

bedeuten, dass die für Satzungsänderungen zu begründende „we-

sentliche Änderung der Verhältnisse“ aus Sicht des Stifters unvorher-

gesehen sein muss. Bezogen auf die Frage der Vorstandsvergütung 

bedeutet dies: Im praktisch häufigen Fall der geringen lebzeitigen 

Anfangsdotation („Anstiftung“) in Verbindung mit einer beabsichtig-

ten testamentarischen Zustiftung sollten Stifter bereits bei Grün-

dung etwaige zweckmäßige Veränderungsoptionen, wie die Einfüh-

rung einer Vorstandsvergütung oder etwa die Einrichtung eines 

Aufsichtsgremiums, vorhersehen und in der Satzung verankern. 

III. STIFTUNGSORGANE – VERTRETUNGSREGELN 
Das Stiftungsrecht enthält selbst keine Vertretungsregelungen, 

sondern verweist insoweit auf das Vereinsrecht. Danach wird die 

Stiftung durch ihren Vorstand vertreten; dieser handelt vorbehalt-

lich einer abweichenden Satzungsregelung mit der Mehrheit seiner 

Mitglieder (§§ 86, 26 BGB). 

Was aber gilt, wenn der Vorstand eine Maßnahme, die der Entschei-

dungsbefugnis des Stiftungsrates unterliegt, nicht umsetzen will – 

kann der Stiftungsrat dies dann anstelle des Vorstands selbst tun? Mit 

dieser Frage hatte sich das OLG Frankfurt a. M. (Urteil vom 25. 9. 2018 

– 5 U 130/2018) auseinanderzusetzen. Der Stiftungsrat hatte eine Sat-

zungsänderung dahingehend beschlossen, dass der Vorstand durch 

Einziehen einer Altersgrenze und die Möglichkeit einer Vergütung 

„professionalisiert“ werde. Der Vorstand wehrte sich hiergegen und 

argumentierte, dass der notwendige Antrag auf Genehmigung der 

Satzungsänderung an die Stiftungsaufsicht nur von ihm selbst, also 

dem Vorstand, hätte gestellt werden können. Dem widersprach das 

OLG. Denn die Befugnis des Stiftungsrates, Satzungsänderungen zu 

beschließen, würde – wie vorliegend – insbesondere dann ins Leere 

laufen, wenn er diese nicht auch gegen die Interessen der Vorstands-

mitglieder durchsetzen könne. Daraus dürfte sich als allgemeiner 

Grundsatz ableiten lassen, dass Stiftungsorganen im Wege der ergän-

zenden Satzungsauslegung auch  Annexkompetenzen – wie hier die 

ausnahmsweise Vertretung der Stiftung gegenüber der Stiftungsauf-

sicht – zugeschrieben werden können, wenn sie ihre satzungsmäßi-

gen Rechte andernfalls nicht effektiv ausüben könnten. 

Aus rechtlichen und tatsächlichen Gründen ist schließlich auch der 

vom OVG Schleswig (Urteil vom 7. 12. 2017 – 3 LB 3/17, bestätigt durch 

BVerwG Urteil vom 6. 3. 2019 – 6 B 135.18) zu entscheidende Fall „Aldi-

Nord“ interessant. Die rechtliche Frage war, ob sich ein Mitglied des 

Stiftungsvorstandes durch ein anderes Vorstandsmitglied vertreten 

lassen kann. Der Stiftungsvorstand hatte eine Satzungsänderung 

beschlossen, durch die sich seine Zusammensetzung und damit die 

Machtverhältnisse in der Stiftung verändern würden. Eines der Vor-

standsmitglieder stimmte dabei „zugleich für den erkrankten (…)“ 

ab. Die Stiftungsaufsicht genehmigte die Satzungsänderung. Später 

wurde seitens des dann amtierenden Vorstands angezweifelt, ob die 

Satzungsänderung wirksam beschlossen wurde. Das OVG stellte klar, 

dass eine vorstandsinterne Vertretung bei der Beschlussfassung – 

vorbehaltlich einer abweichenden Regelung in der Satzung – grund-

sätzlich zulässig ist, insbesondere auch dann, wenn dies in der Sat-

zung nicht ausdrücklich erlaubt wird. Das Stiftungsrecht enthalte 

hinsichtlich der Beschlussfassung im Vorstand zwar eine Verweisung 

auf das Vereinsrecht, und dort gelte, dass sich Vereinsmitglieder in 

der Mitgliederversammlung nicht grundsätzlich untereinander ver-

treten können (§§ 38, 40 BGB). Auf Vorstandsmitglieder finde dies 

jedoch keine Anwendung. Zwar sei dem Auftragsrecht, auf das § 27 

Abs. 3 S. 1 BGB im Hinblick auf die Geschäftsführung des Vorstands 

verweise, der allgemeine Grundsatz zu entnehmen, dass der Beauf-

tragte die Ausführung eines Auftrags im Zweifel nicht einem „Dritten“ 

übertragen darf. Das bedeute aber nur, dass ein Vorstand seine Aufga-

ben grundsätzlich nicht auf Externe übertragen dürfe, und ferner nur 

in Einzelfällen, also nicht generell. Für die Satzungsgestaltung bedeu-

tet dies: Ist eine gegenseitige Vertretung der Stiftungsvorstände und 

die damit einhergehende Gefahr einer Stimmenkumulation in einer 

Person nicht (!) gewollt, sollte die Satzung dies ausdrücklich regeln.
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Stolte ist Mitglied der Geschäfts-
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Bereich Stiftungsmanagement.

Dr. Anna Kraftsoff
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GEMEINNÜTZIGES HANDELN
Eine gegenwartsnahe Förderung des Gemeinwohls wird nicht 

 bereits durch eine satzungsgemäße Zielsetzung, sondern erst im 

Zusammenwirken mit einem gemeinwohlorientierten Handeln 

 bewirkt. Dies verneint die Rechtsprechung unter anderem für einen 

betrieblichen Kindergarten (FG Düsseldorf vom 28. 10. 2019 – 

6 K 94/16 K), für eine zu Finanzierungszwecken zwischengeschaltete 

gGmbH (BFH vom 22. 8. 2019 – V R 67/16) sowie bei überhöhten 

 Geschäftsführungsgehältern (BFH vom 12. 3. 2020 – V R 5/17).

FORMELLE SATZUNGSMÄSSIGKEIT 
Zu den gemeinnützigkeitsrechtlichen Restriktionen zählt die formel-

le Satzungsmäßigkeit, die über das Gründungsstadium hinaus eine 

gemeinwohlorientierte Ausrichtung gewährleistet. Neben der Form-

strenge unter anderem für von Todes wegen errichtete Stiftungen 

(BFH vom 13. 11. 2019 – V R 30/16) erlangt insoweit die amtliche 

 Mustersatzung als praxisrelevante, allerdings nicht zwingend wört-

lich zu übernehmende Formulierungshilfe Bedeutung (FG Hessen 

vom 26. 2. 2020 – 4 K 594/18).

ZWECKBETRIEBE
Auch mit Zweckbetrieben, die sich von bloßen Mittelbeschaffungs-

betrieben unterscheiden, wird die gemeinnützige Einrichtung auf 

steuerbegünstigtem Gebiet tätig. Im Rahmen der Zweckverfolgung 

erbrachte organisatorische Dienstleistungen (FG Münster vom 

19. 6. 2019 – 9 K 2483/19 K, G) sowie Leistungen der Tiervermittlung 

(FG Nürnberg vom 21. 1. 2020 – 2 K 114/19) können in die Steuerbe-

günstigung mit einzubeziehen sein. Hiervon abzugrenzen bleiben 

Abrechnungsleistungen für Dritte (FG Mecklenburg-Vorpommern 

vom 28. 8. 2019 – 3 K 114/15) sowie den konkreten Finanzierungsbe-

darf übersteigende wirtschaftliche Aktivitäten (FG Düsseldorf vom 

3. 9. 2019 – 6 K 3315/17 K, G). Zur Anwendung des ermäßigten Um-

satzsteuersatzes bei Zweckbetrieben geht die Rechtsprechung auf 

eine restriktive Auslegung (BFH vom 23. 7. 2019 – XI R 2/17), auf Wis-

senschafts- und Forschungszweckbetriebe der öffentlichen Hand 

(BFH vom 26. 9. 2019 – V R 16/18) und die Abgrenzung der Vermö-

gensverwaltung im Rahmen begünstigter Auftragsforschung (FG 

Sachsen vom 14. 1. 2020 – 3 K 492/13) ein.

STEUERPFLICHTIGE WIRTSCHAFTLICHE  
GESCHÄFTSBETRIEBE
Im Rahmen einer partiellen KSt-Pflicht stellen sich regelmäßig Fra-

gen der Abgrenzung und Ermittlung der steuerlichen Bemessungs-

grundlage. Sowohl die steuerliche Verstrickung eingebrachter Ka-

pitalbeteiligungen (FG Baden-Württemberg vom 15. 8. 2019 – 

6 K 1414/18) als auch der Umfang des wirtschaftlichen Geschäftsbe-

triebs eines Sportvereins (FG Hessen vom 17. 5. 2019 – 4 K 1480/17) 

gehören zu aktuellen Fragestellungen. 

CORONA
Das Gemeinnützigkeitsrecht ist organisationsbezogen ausgerichtet. 

In Notlagen lässt die FinVerw auch organisationsübergreifende Ko-

operationen sowie den satzungsmäßigen Aufgabenbereich über-

schreitende Maßnahmen unbeanstandet. Zur Förderung der Hilfe 

für von der Corona-Krise Betroffene sieht die FinVerw Ausnahmere-

gelungen für den Zeitraum 1. 3. 2020 bis 31. 12. 2020 (BMF vom 

9. 4. 2020 beziehungsweise vom 26. 5. 2020) vor.

REFORM DES GEMEINNÜTZIGKEITSRECHTS 
Im Rahmen der anstehenden Reform des Gemeinnützigkeitsrechts 

werden zahlreiche Anpassungen des Rechtsrahmens diskutiert. Eine 

Übersicht zu den aktuellen Vorschlägen hat der Bundesverband 

Deutscher Stiftungen mit Positionspapier vom 10. 6. 2020 veröffent-

licht (Stiftungs-Position 06/2020, www.stiftungen.org).

Aktuelle Entwicklungen  
im Gemeinnützigkeitsrecht
Steuerbegünstigte Stiftungen sind dem Gemeinwohl verpflichtet. Das Gemeinnützigkeitsrecht flankiert diesen 
Anspruch und lässt sich mit seinen aktuellen Entwicklungen wie folgt skizzieren.

A u t o r
Harald Bott

Dipl.-Finw. Harald Bott, 
MinR, leitet das Referat 
Bilanzierung, Rechnungs-
legung, Zahlungsverkehr 
im Hessischen Ministerium  
der Finanzen, Wiesbaden  
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 Volkswagenstiftung, Bertelsmann Stiftung, Nobelstiftung, 

Bill & Melinda Gates Foundation – diese Namen sind vielen 

vertraut. Und manche kennen im persönlichen Umfeld 

 eine Stiftung, etwa eine Förderstiftung an der Schule des eigenen 

Kindes. 

Aber erstreckt sich diese Vertrautheit auch auf die rechtliche Seite? 

Wer dem Recht der rechtsfähigen bürgerlich-rechtlichen Stiftungen 

bisher kaum begegnet ist und sich unter Zeitdruck einarbeiten 

möchte, stößt leicht an Grenzen. 

(A1) So trifft der Rechtsanwender schon bei der Ermittlung der Rechts-

grundlagen auf ein nur historisch erklärbares Normengefüge: 

 Wenige BGB-Vorschriften (§§ 80 ff.) stehen (unter anderem) neben 

16 unterschiedlichen Landesstiftungsgesetzen. Er ist konfrontiert 

mit Rechtszersplitterung und – im Landesrecht – Normenflut.  

(A2) Bundes- und Landesrecht sind nicht klar voneinander abge-

grenzt, sondern überschneiden sich in ihren Regelungsgegenstän-

den. Beispielsweise ist zwar die Aufhebung der Stiftung im Bundes-

recht (§ 87 BGB) geregelt, die – verwandte – Zusammenlegung da-

gegen in den (meisten) Landesstiftungsgesetzen. Dem Regelungs-

gefüge fehlt rechtssystematische Stringenz.

(A3) Doch nicht einmal über diesen Normenbestand gibt es Gewiss-

heit. Prominente Autoren halten das Landesstiftungsrecht teilweise 

für verfassungswidrig – trotz jahrzehntelanger Verwaltungspraxis 

und eindeutiger Rechtsprechung. Damit ist unklar, welche Normen 

Das Stiftungsrecht ist dringend reformbedürftig. Der von Bund und Ländern erarbeitete Gesetzentwurf wird 
Klarheit schaffen und Stiftern wie Stiftungen die Arbeit erleichtern. Ein Überblick.

gelten und welche nicht: Die – im Rechtsstaat fundamentale – 

Rechtssicherheit ist empfindlich beeinträchtigt.  

(A4) Zentrale Grundsätze des Stiftungsrechts fehlen im BGB-Norm-

text, so die Mitgliederlosigkeit der Stiftung (ein Alleinstellungs-

merkmal) und – damit verknüpft – die Maßgeblichkeit des ursprüng  - 

lichen Stifterwillens. 

(A5) Auch zur Vermögensverwaltung schweigt das BGB.

(A6) Das Recht der Stiftungsorgane ist nur indirekt durch kaum 

verständliche Verweisungen ins Vereinsrecht geregelt (§ 86 BGB). 

(A7) Viele Stiftungsorgane befürchten eine persönliche Haftung, 

wenn sich etwa eine – zunächst vielversprechende – Vermögens-

anlage als Flop erweist. In einer Nullzinsphase ist es aber unvermeid-

lich, ein – begrenztes – Risiko einzugehen: Anlagen ohne Risiko 

 erzielen kaum Erträge und verhindern die rechtlich gebotene 

Zweckerfüllung.

„Eilt sehr!“ – Wann kommt  
das neue BGB-Stiftungsrecht?
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(A8) Völlig unübersichtlich ist das Recht der Änderung der Stif-

tungsverfassung. 

(A9) § 87 BGB wurde nie an das Grundgesetz angepasst, beispiels-

weise an den Grundsatz der Subsidiarität behördlichen Handelns.  

DAS STIFTUNGSRECHT – EIN BUCH MIT SIEBEN SIEGELN?
Glücklicherweise ist Abhilfe in Sicht. Nach dreieinhalb Jahren Arbeit 

einer Bund-Länder-AG hat jetzt das Bundesministerium der Justiz 

und für Verbraucherschutz (BMJV) einen Gesetzentwurf mit ausführ-

licher Begründung (Referentenentwurf) auf seiner Webseite ver-

öffentlicht. Der wesentliche Inhalt:

(B1 – B3) Das materielle Stiftungsrecht wird umfassend im BGB  ge- 

 regelt. Das Landesrecht beschränkt sich vor allem auf Stiftungs auf- 

sicht, kirchliche Stiftungen und Behördenzuständigkeit; viele  Normen 

entfallen. Dies bedeutet Rechtsvereinfachung,  Reduzierung der 

Normenflut, rechtssystematisch plausible Ordnung des Regelungs-

stoffs, Rechtssicherheit durch Beseitigung der verfassungsrecht-

lichen Zweifel sowie einheitliche wissenschaftliche Kommentierung.  

(B4) Zur Verbesserung der Rechtsklarheit werden die Mitglieder-

losigkeit der Stiftung (§ 80 Abs. 1 S. 1 BGB-neu) und die Maßgeblich-

keit des ursprünglichen Stifterwillens (§ 83 Abs. 3 BGB-neu) ins BGB 

aufgenommen. So wird verständlich, dass nach der Anerkennung 

„die Stiftung den Stifter nichts angeht“, soweit dieser nicht vor der 

Anerkennung bei der Satzungsgestaltung vorgesorgt hat.

(B5) Zwei neue Vorschriften regeln Fragen der Vermögensverwal-

tung (§§ 83b, 83c BGB-neu). Die Begriffe werden geklärt: Das Stif-

tungsvermögen besteht aus dem – näher definierten – Grundstock-

vermögen und dem sonstigen Vermögen. Im BGB normiert wird das 

– für die „Ewigkeitsstiftung“ grundlegende – doppelte Gebot, das 

Grundstockvermögen ungeschmälert zu erhalten und den Stif-

tungszweck aus dessen Erträgen zu erfüllen. Verbrauchsstiftungen 

verfügen nur über sonstiges Vermögen. Hybridstiftungen sind 

 zulässig; bei ihnen ist von Beginn an ein Teil des Vermögens zum 

Verbrauch bestimmt. Das Grundstockvermögen darf vorüber-

gehend zur Zweckerfüllung verwendet werden, sofern die Satzung 

dies vorsieht. Umschichtungsgewinne werden – vorbehaltlich ab-

weichender Satzungsbestimmung – Grundstockvermögen. 

(B6) Das Recht der Stiftungsorgane wird – im Kern – direkt im 

 Stiftungsrecht geregelt (§§ 84 ff. BGB-neu). Fehlen Mitglieder eines 

 Organs, ist künftig die Stiftungsbehörde – anstelle des Amtsgerichts 

– zu Notmaßnahmen befugt (§ 84c BGB-neu).

(B7) Für Mitglieder von Stiftungsorganen gilt die „Business Judge-

ment Rule“, eine Haftungserleichterung bei Entscheidungen unter 

Unsicherheit (§ 84a Abs. 3 BGB-neu; vgl. § 93 AktG).

(B8a) Das Recht der Änderung der Stiftungsverfassung (Satzungs-

änderung, Zulegung/Zusammenlegung, Auflösung/Aufhebung) 

wird grundlegend neu (und abschließend) geregelt. Es gilt das  

Subsidiaritätsprinzip: Zuständig für einen Eingriff ist primär die Stif-

tung selbst (mit dem Erfordernis behördlicher Genehmigung) und nur 

sekundär die Behörde (§§ 85a Abs. 2, 86b Abs. 2 und 87a Abs. 1 BGB-

neu). Auch wird das seit Jahrzehnten im Landesrecht bewährte  

Merkmal der „wesentlichen Veränderung der Verhältnisse“ – als 

 Voraussetzung für die Änderung der Stiftungsverfassung – ins BGB 

übernommen (§§ 85 Abs. 2, 86 Nr. 1 und 86a Nr. 1 BGB-neu).

(B8b) Die Voraussetzungen für einen Eingriff sind nach ihrer Schwere 

fünfstufig gestaffelt, beginnend mit der einfachen Satzungsände-

rung (§ 85 Abs. 3 BGB-neu) über die (unter anderem) Zweckänderung 

(§ 85 Abs. 2 BGB-neu), die Zulegung/Zusammenlegung (§§ 86, 86a 

BGB-neu), den (unter anderem) Zweckaustausch (§ 85 Abs. 1 BGB-

neu) bis zur Auflösung/Aufhebung (§§ 87, 87a BGB-neu). 

(B8c) Der Stifter kann Satzungsänderungen durch die Organe  erleich- 

tern, wenn er in der Errichtungssatzung Inhalt und Ausmaß der Ände-

rungsermächtigung hinreichend bestimmt  festlegt (§ 85 Abs. 4 S. 2  

und 3 BGB-neu). 

(B8d) Die detaillierte Regelung von Zulegung und Zusammen le-

gung (§§ 86 bis 86h BGB-neu) soll deren Akzeptanz in der Praxis ver-

bes sern. Die Rechtsfolge des Vermögensübergangs (§ 86 f Abs. 1 BGB- 

 neu) macht die Einzelübertragung der Vermögensgegenstände ent-

behrlich.

(B9) Die Auflösung/Aufhebung ist – parallel zur Errichtung der 

 Stiftung – vorzunehmen, wenn (unter anderem) die dauernde und 

nachhaltige Zweckerfüllung endgültig unmöglich geworden ist  

(§§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 BGB-neu).

(B10) Beim Bundesamt für Justiz wird ein deklaratorisches Stiftungs-

register mit Publizitätswirkung eingeführt (Art. 3 und 4).

In diesen Wochen erhält der Gesetzentwurf den letzten Schliff,  bevor 

die Bundesregierung ihn ins Parlament einbringt. Dies ist auch drin-

gend geboten. Die Chance, noch in dieser Legislaturperiode das 

zersplitterte und lückenhafte Stiftungsrecht endlich auf eine solide 

gesetzliche Grundlage zu stellen, darf nicht vertan werden.

Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung des Autors wieder.

A u t o r
Angelo Winkler

Ministerialrat a. D.,  
Mitglied der Bund- 
Länder-AG, 1991 – 2016 
Referatsleiter im 
Ministerium für Inneres 
und Sport des Landes 
Sachsen-Anhalt, 
Magdeburg. 
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Im Rahmen der aktuellen COVID-19-Pandemie wollen gerade gemeinnützige Einrichtungen Betroffenen schnell 
und unbürokratisch helfen. Für Stiftungen ist dies ein Stück weit schwieriger als für andere steuerbegünstigte 
Einrichtungen. Die Frage nach dem Erhalt des Stiftungsvermögens ist nicht abschließend geregelt. Abhilfe will 
die geplante Stiftungsrechtsreform schaffen. 

Aktuelles aus der Rechnungslegung 
von Stiftungen

E ine wesentliche Aufgabe der Rechnungslegung ist es, den 

Nachweis zu erbringen, dass die Mittel der Stiftung sat-

zungsmäßig verwendet wurden und das Stiftungsvermö-

gen erhalten ist. Im Zusammenhang mit diesen beiden Punkten gibt 

es aktuelle Themen vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie 

und der geplanten Stiftungsrechtsreform. 

MITTELVERWENDUNG UND COVID-19-PANDEMIE
Im Rahmen der COVID-19-Pandemie wurden von Seiten des 

 Gesetzgebers zahlreiche Unterstützungsmaßnahmen für unter-

schiedliche Unternehmen und Einrichtungen angeboten. Mit den 

BMF-Schreiben vom 9. April und 26. Mai 2020 wurden steuer liche 

Erleichterungen für gemeinnützige Einrichtungen – zunächst zeitlich 

befristet bis Ende des Jahres – vorgelegt. 

Eine Reihe dieser Ausführungen behandeln steuerliche Erleichterun-

gen bei der Durchführung von Maßnahmen zur Unterstützung von 

durch die Corona-Krise Betroffenen. Die Vorschriften beziehen sich 

insbesondere auf Einrichtungen, deren Satzungszwecke eine solche 

Unterstützung normalerweise nicht zulassen. Für solche Einrichtun-

gen sind nunmehr zeitlich begrenzt eine Reihe von Maßnahmen, 

beispielsweise die Durchführung von Spendenaktionen oder direkte 

Zuwendungen an die Betroffenen, möglich. 

Auch Stiftungen möchten hier Hilfestellung geben, befinden sich 

aber im Spannungsfeld zwischen Gemeinnützigkeitsrecht und 

Stiftungs recht. Die BMF-Schreiben beziehen sich ausschließlich auf 

das  Gemeinnützigkeitsrecht. Stiftungsrechtlich kann die Förderung 

 beispielsweise mildtätiger Zwecke dagegen kritisch sein, wenn sie 

nicht in Einklang mit dem Stifterwillen steht. Hier ist es hilfreich, 

wenn sich die Förderung Betroffener zumindest thematisch auf den 

Stiftungszweck bezieht (beispielsweise Förderung von betroffenen 

Künstlern durch eine Stiftung, welche Kunst und Kultur fördert). 

Auch bei einer weiten Auslegung sollte der Stifterwille nicht aus den 

Augen verloren gehen, gegebenenfalls sollte sich mit der Stiftungs-

aufsicht abgestimmt werden. 

DEFINITION DES STIFTUNGSVERMÖGENS
Im Rahmen der aktuellen Stiftungsrechtsreform versucht der aktuell 

vorliegende Diskussionsentwurf erstmalig, den Begriff des Stif-

tungsvermögens auf Gesetzesebene zu definieren. Unterschieden 

wird hiernach zwischen dem zu erhaltenden Grundstockvermögen 

und dem sonstigen Vermögen. Das Grundstockvermögen wird nach 

diesem Entwurf gegenständlich definiert. Dahinter steht die Frage-

stellung, ob unter dem Stiftungsvermögen die eingebrachten Ver-

mögensgegenstände zu verstehen sind (gegenständliche Betrach-

tung) oder der Wert, den diese zum Einbringungszeitpunkt hatten 

(wertmäßige Betrachtung).

Dabei sollte nach der Struktur des Stiftungsvermögens unterschie-

den werden. Hat der Stifter einzelne Vermögensgegenstände be-

nannt und erwartet dessen Erhaltung, sollte die gegenständliche 

Sicht angewendet werden. Bei der modernen Kapitalstiftung macht 

dagegen nur die wertmäßige Betrachtung Sinn, wobei es vom Stif-

ter abhängt, ob der Wert mindestens nominell oder sogar real zu 

erhalten ist. Dieser Differenzierung u.a. des Instituts der Wirtschafts-

prüfer folgt auch der im März 2020 vorgelegte sog. „Professorenent-

wurf zur Stiftungsrechtsreform 2020“.  Eine rein gegenständliche 

Betrachtung ist dagegen problematisch. 

PROBLEMATIK UMSCHICHTUNGSERGEBNISSE
So werden Umschichtungsergebnisse nach dem Diskussionsentwurf 

zu Grundstockvermögen, es sei denn, in der Satzung hat der Stifter 

eine Verwendung explizit vorgesehen. Dies ist aus verschiedenen 

Gründen problematisch, beispielsweise weil diese Ergebnisse auch 

negativ sein können. Nach dem Professorenentwurf ist dagegen 

eine Verwendung grundsätzlich möglich, sofern sich der Stifter nicht 

dagegen ausgesprochen hat und das Vermögen nicht gegenständ-

lich zu erhalten ist. Dies macht Sinn, da es wenig Argumente gibt, 

warum Umschichtungsergebnisse nicht verwendet werden dürfen, 

wenn ein wertmäßig zu erhaltendes Vermögen real erhalten ist. Es 

bleibt abzuwarten, wie sich die Diskussion weiterentwickelt. 

A u t o r
Dr. Reinhard Berndt 

ist als Wirtschaftsprüfer 
und Partner bei der  
BDO AG in Köln tätig  
und leitet dort das 
Branchen center 
Stiftungen & Non-Profit-
Organisationen.  
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A wie Angemessenheit von Verwaltungskosten
Verwaltungskosten einer gemeinnützigen Stiftung müssen ange-

messen sein. Diesbezüglich gibt es durch die Corona-Pandemie 

keine Erleichterungen. Allerdings ist nach dem BMF-Schreiben vom 

26. 5. 2020 eine gemeinnützige Stiftung berechtigt, das Kurzarbei-

tergeld gegenüber ihren Beschäftigten bis zu einer Höhe von 

80 Prozent des bisherigen Gehalts zu erhöhen, ohne dass die Ange-

messenheit geprüft wird.

B wie BMF-Schreiben vom 9. 4. 2020 und 26. 5. 2020
In den BMF-Schreiben vom 9. 4. 2020 und 26. 5. 2020 hat die Finanz-

verwaltung zu Erleichterungen für gemeinnützige Organisationen 

während der Corona-Pandemie Stellung genommen, wie beispiels-

weise zur Verlustverrechnung im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 

sowie erleichterten Spendenmöglichkeiten. 

C wie Corona-Soforthilfe
Auch Stiftungen können die Corona-Soforthilfe beantragen, wenn 

sie aufgrund der Corona-Pandemie in wirtschaftliche Schwierigkei-

ten geraten sind. Anspruchsberechtigte Stiftungen mit bis zu fünf 

Beschäftigten erhalten beispielsweise einen einmaligen Zuschuss 

von bis zu 9.000 Euro für drei Monate. Die jeweilige Stiftung muss 

wirtschaftlich tätig sein, nicht nur spendenfinanziert. 

D wie Dankeschön-Aktionen
Helfer und Helferinnen in der Corona-Pandemie dürfen von gemein-

nützigen Organisationen nicht ohne Weiteres unterstützt werden. 

Es stellt eine Mittelfehlverwendung dar, wenn Personen durch Aus-

gaben begünstigt werden, die nicht dem Zweck der gemeinnützi-

gen Organisation entsprechen. Eine Ausnahme gilt nur, wenn es sich 

um eine Annehmlichkeit im Sinne der Nr. 11 zu § 55 AO des AEAO 

handelt. Bei der Größenordnung sollte man sich an den LStR 19.6 

2015 orientieren (60 Euro). 

E wie Ehrenamtspauschale
Die Ehrenamtspauschale beziehungsweise Übungsleiterpauschale 

gem. § 3 Nr. 26 EStG kann nach dem BMF-Schreiben vom 26. 5. 2020 

auch während der Corona-Pandemie weitergezahlt werden, selbst 

wenn Ehrenamtliche in dieser Zeit nicht tätig werden. 

F wie Fördermittel
Viele Stiftungen haben vor der Corona-Pandemie Förderzusagen für 

Projekte erteilt, die aufgrund der Corona-Pandemie nicht mehr ver-

wendet werden können (beispielsweise Absage von Musik konzerten, 

Ausstellungen). Grundsätzlich kann die Stiftung die Mittel zurückfor-

dern, wenn die Förderzusage zur Verwendung für das konkrete Pro-

jekt erteilt wurde. Allerdings kann die Vereinbarung dahingehend 

angepasst werden, dass die Empfängerorganisation die Mittel auch 

für andere Projekte verwenden kann. Hat eine Stiftung Förderzusagen 

gemacht und hat keine Liquidität, kann sie gegebenenfalls vorüber-

gehend das Grundstockvermögen angreifen. Ist dies nicht in der 

 Satzung geregelt, muss dies mit der Stiftungsaufsicht abgestimmt 

werden. Im Übrigen ist schuldrechtlich zu prüfen, ob eine Kündigung 

oder ein Wegfall der Geschäftsgrundlage in Betracht kommt. 

G wie Gesundheitswesen/Gesundheitspflege
In der Corona-Pandemie möchten Stiftungen insbesondere den 

Zweck der öffentlichen Gesundheitspflege und des öffentlichen 

Gesundheitswesens oder mildtätige Zwecke fördern. Nach dem 

BMF-Schreiben vom 9. 4. 2020 ist es unschädlich, Mittel für von der 

Corona-Krise Betroffene zu verwenden, die in einer Sonderaktion 

als Spenden gesammelt worden sind. Zivilrechtlich dürfen Stiftun-

gen aber nur ihre satzungsmäßigen Zwecke fördern. Daher ist bei 

Förderung von solchen Zwecken gegebenenfalls eine Abstimmung 

mit der zuständigen Stiftungsaufsicht vorzunehmen. 

H wie hilfsbedürftige Personen
Der Fördertatbestand der Mildtätigkeit beschränkt sich auf die Hilfe 

notleidender Personen. Die Bedürftigkeit der unterstützten Person 

muss glaubhaft gemacht werden. Wird beispielsweise ein Künstler 

unterstützt, der wegen abgesagter Konzerte keine Einnahmen 

 generiert, kann dieser nur gefördert werden, wenn er bedürftig ist. 

Eine wirtschaftliche Unterstützung kommt nicht in Betracht. 

K wie Kapitalerhaltungsgrundsatz
Grundsätzlich ist der Kapitalerhaltungsgrundsatz bei Stiftungen zu 

berücksichtigen. Es ist kein direkter Handlungsbedarf gegeben, 

wenn beispielsweise Aktien während der Corona-Pandemie fallen. 

Jedoch sollte nach einigen Monaten der Vorstand Maßnahmen er-

Stiftungsarbeit und  
Corona-Pandemie von A – Z
Die Corona-Pandemie verändert auch das Engagement von Stiftungen und den Fokus der gemeinnützigen  
Förderprojekte. Der nachfolgende Beitrag zeigt schlagwortartig von A – Z auf, welche Aspekte bei der  
Stiftungsarbeit derzeit relevant sein können. 
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greifen, falls sich eine dauerhafte Wertminderung des Vermögens 

abzeichnet. 

L wie Lohnsteuer
Auch gemeinnützige Körperschaften können Stundungsanträge 

für Steuern stellen. Die konkrete Stundungsentscheidung trifft das 

 Finanzamt. Dies gilt nicht für Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer. 

M wie Mittelverwendung
Auch bereits vorhandene Mittel dürfen ohne Satzungsänderung zur 

Unterstützung von Personen verwendet werden, die von der 

Corona- Krise betroffen sind. Allerdings ist hier auch darauf zu ach-

ten, ob dies stiftungsrechtlich nach der Satzung zulässig ist. 

N wie Nutzungen und Leistungen aus dem Betriebsvermögen
Nutzungen und Leistungen aus dem Betriebsvermögen eines Un-

ternehmens sowie sonstige Sachzuwendungen können steuerlich 

als Betriebsausgabe geltend gemacht werden, wenn sie an durch 

die Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich geschädigte 

Geschäftspartner geleistet werden. Im Übrigen können Zuwendun-

gen, d.h. Geld oder Sachmittel, an steuerbegünstigte Körperschaf-

ten als steuerliche Spenden geltend gemacht werden. 

O wie Organe
Organe einer Stiftung müssen in der Corona-Pandemie handlungs-

fähig bleiben. Stiftungen ist es gesetzlich erlaubt, auch ohne aus-

drückliche Satzungsregelung Beschlüsse im Umlaufverfahren zu 

fassen oder im Rahmen einer virtuellen Sitzung mittels Telefon- 

oder Videokonferenz. Es müssen allerdings alle Mitglieder des je-

weiligen Organs Zugang zum gewählten Kommunikationsmittel 

haben. Sollten Sitzungen physisch stattfinden, können nicht anwe-

sende Organmitglieder vorher ihre Stimme schriftlich abgeben. Bei 

Beschlüssen ohne physische Sitzung reicht es, wenn alle Organ-

mitglieder zur Stimmabgabe aufgefordert worden sind und min-

destens die Hälfte die Stimme in Textform (auch E-Mail) abgegeben 

hat und der Beschluss mit der gesetzlich oder satzungsmäßig er-

forderlichen Mehrheit gefasst wurde. 

P wie Personalüberlassung
Personalüberlassung sowie die Zurverfügungstellung von Sachmit-

teln oder Räumlichkeiten zur Unterstützung bei der Corona-Krise 

(beispielsweise Krankenhausbedarf) stellt sowohl umsatzsteuerlich 

als auch ertragsteuerlich ein Zweckbetrieb nach § 65 AO dar. Entspre-

chend gilt für die Überlassung von Sachmitteln, Räumlichkeiten sowie 

Personal, dass diese umsatzsteuerlich als steuerfreie Umsätze gelten, 

wenn die überlassenen Leistungen insbesondere in Bereichen der 

Personalfürsorge und der sozialen Sicherheit sowie der Betreuung 

und Versorgung von Betroffenen der Corona-Krise dienen. 

R wie Rücklagen
Rücklagen, die in der Vergangenheit gebildet worden sind, dürfen 

ohne Gefährdung der Gemeinnützigkeit aufgelöst und verwendet 

werden, um die negativen Auswirkungen der Corona-Krise finanziell 

abzumildern. 

S wie Sponsoring
Sachzuwendungen aus einem Unternehmen können als Betriebs-

ausgaben steuerlich geltend gemacht werden, wenn sie wirtschaft-

liche Vorteile für dieses Unternehmen bringen (Sponsoring). Ein 

wirtschaftlicher Vorteil liegt vor, wenn beispielsweise die Medien 

durch Berichterstattung auf die Spende aufmerksam machen. 

T wie Treuhandstiftung
Die Grundsätze zur Erleichterung für gemeinnützige Organisationen 

nach den BMF-Schreiben vom 9. 4. 2020 und 26. 5. 2020 gelten nicht nur 

für rechtsfähige Stiftungen, sondern auch für Treuhandstiftungen. 

U wie unentgeltliche Wertabgabe
Die unentgeltliche Überlassung von Sachmitteln und Personal an 

Altenheime, Krankenhäuser und andere Einrichtungen, die in der 

Corona-Krise entsprechende Aufgaben übernehmen, wird nicht als 

unentgeltliche Wertabgabe im Sinne des UStG erfasst. 

V wie Verluste der Gemeinnützigkeit
Hat eine gemeinnützige Körperschaft in den letzten Jahren Mittel 

für satzungsmäßige Zwecke eingenommen und kann diese auf-

grund der Corona-Krise nicht für entsprechende Projekte verwen-

den, führt dies nicht zu einem Verlust der Gemeinnützigkeit. Viel-

mehr wird zunächst eine Frist zur Verwendung der Mittel von der 

Finanzverwaltung gesetzt, bei deren Bemessung die Corona-Pan-

demie berücksichtigt wird. 

W wie wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb
Verluste eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs beziehungsweise 

aus der Vermögensverwaltung können bis zum 31. 12. 2020 mit ide-

ellen Einnahmen ausgeglichen werden, wenn die Verluste auf der 

Corona-Krise beruhen. 

Z wie Zuwendungsbestätigungen
Für den Spendenabzug gibt es wegen der Corona-Krise keine Er-

leichterungen zum Verfahren oder zum Nachweis. Für einen Son-

derausgabenabzug wird eine Zuwendungsbestätigung benötigt, 

bei einer Spende bis EUR 200 reicht die Vorlage eines Bankbelegs. 

Wenn gemeinnützige Organisationen besondere Spendenkonten 

für von Corona Betroffene eingerichtet haben, reicht stets der Bank-

beleg als Nachweis. 

A u t o r i n
Dr. Tanja Schienke

ist Rechtsanwältin und 
Steuerberaterin, 
Assoziierte Partnerin von 
Flick Gocke Schaumburg 
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Werden Sie zum Zukunfts- 
gestalter mit Haufe

Als moderne Steuerkanzlei wollen Sie die Chancen der  
Digitalisierung voll nutzen, um Ihren Erfolg nachhaltig zu 
sichern. Wir ermöglichen es Ihnen – durch innovative und 
zukunftsweisende Lösungen. 

Nehmen Sie Ihre Zukunft jetzt in die Hand und  
gestalten Sie sie aktiv.

Überzeugen Sie sich selbst unter:
www.digitale-steuerkanzlei.haufe.de
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